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Die EU geht frohgemut und mit ei-
nem Acht-Punkte-Programm ge-
rüstet zur Klimakonferenz nach

Bali. Die Amerikaner, so meint man, sind
daran gehindert, wieder alles zu blockie-
ren: durch das Wort, das Präsident Bush
in Heiligendamm gegeben hat, sowie
durch das Vorpreschen von Kalifornien
und anderer Bundesstaaten. Die Ent-
wicklungsländer werden bei Laune ge-
halten, indem man ihnen Geld, Technolo-
gietransfer und lukrative Möglichkeiten
im Rahmen des Handels mit Treibhausga-
sen einräumt. Auch Geld zur Anpassung
an neue Klimabedingungen wird verspro-
chen. Und Europa selbst will sich bis
2020 zu einer 30-prozentigen Reduktion
im Vergleich zu 1990 verpflichten, wenn
die anderen Industrieländer Vergleichba-
res leisten und die Schwellenländer ange-
messen mitmachen.

Das wäre das „Kyoto-Plus“-Mandat,
auf dessen Basis dann im Jahr 2009 in Ko-
penhagen der Sack zugemacht werden
soll. Diese EU-Strategie ist natürlich
viel besser als die konkurrierende Strate-
gie der USA, alles der Freiwilligkeit zu
überlassen. Das ist ja der Kern der zwi-
schen den USA und Australien ausge-
heckten und von China und Indien mitge-
tragenen Asia-Pacific Partnership for
Clean Development and Climate (APP).
Auch Südafrika, Saudi-Arabien, Brasi-
lien und andere finden es chic, jeden An-
satz zu verbindlichen Verpflichtungen
zu sabotieren.

Europa versucht, diese Blockade
durch das gute Vorbild zu überwinden.
Wir zeigen der Welt, dass die Abkoppe-
lung des Wohlstands von den Klimaga-
sen technisch möglich und politisch orga-
nisierbar ist. Und wenn es alle begriffen
haben, machen doch sicherlich alle mit.
Wann soll das eigentlich passieren, die-
ses Begreifen und Mitmachen? Stecken
wir nicht den Kopf in den Sand. Das
wird mindestens 15 Jahre dauern, eher
30. Und das ist genau das Zeitfenster, in
dem der Klimaschutz noch billig zu ha-
ben ist. In dieser Zeit bauen die Entwick-
lungsländer, wenn sie von Freiwilligkeit,
Markt und eiligen Geschäftemachern ge-
leitet werden, die Infrastrukturen auf,
die sie dann für weitere 50 bis 100 Jahre
auf eine energie- und transportintensive
Form von Wohlstand festlegen. Jeder
weiß doch um die Tatsache, dass China

derzeit jede Woche ein bis zwei große
Kohlekraftwerke ans Netz nimmt, und
Indien macht alle Anstrengungen in ähn-
licher Richtung. Nein, wenn wir ernst-
nehmen, was uns Sir Nicholas Stern, der
frühere Chefökonom der Weltbank, vor-
gerechnet hat, dass wir sofort handeln
müssen, damit der Klimaschutz bezahl-
bar bleibt, dann dürfen wir uns mit der
edlen Strategie des guten Vorbilds nicht
zufriedengeben. Wir müssen dafür sor-
gen, dass die Entwicklungsländer jetzt,
und nicht erst in 15 Jahren, einen klima-
verträglichen Weg einschlagen. Und wir
sollten die Mahnung des UN-Generalse-
kretärs beherzigen, in Bali ein umfassen-
des Mandat zu bekommen, das alle Län-
der akzeptieren können.

Aber wie soll das gehen, wo viele der
aufstrebenden Länder schon das europäi-

sche Ansinnen einer „angemessenen“ Be-
teiligung als Anmaßung zurückweisen
und sich dabei bequem hinter der ameri-
kanisch-australischen APP verschanzen
können? Nun, diese Frage – wie es funk-
tionieren könnte –, die hat der indische
Ministerpräsident Manmohan Singh per-
sönlich beantwortet, als er aus Anlass
des Heiligendamm-Gipfels in Deutsch-
land zu Gast war. Jeder Mensch auf der
Erde hat ein gleich großes Recht, unsere
Atmosphäre zu belasten. Und wenn der
Norden derzeit noch mehr solcher Rech-
te benötigt, soll er sie dem Süden abkau-
fen. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat
diese Idee in einer mutigen Rede Ende
August vor dem japanischen Nikkei-
Wirtschaftssymposium aufgegriffen.
Wir Deutschen könnten auf Dauer kein
größeres Recht in Anspruch nehmen als
die Inder, sagte die Kanzlerin.

Warum eigentlich diese Einschrän-
kung: „auf Dauer“? Es gibt keinen stich-
haltigen Grund, warum wir Deutschen
ein solches größeres Recht heute noch in
Anspruch nehmen dürften. Wenn wir
nach Indien oder Ägypten oder Bolivien
auf Einkaufstour für Emissionslizenzen
gehen würden, hätten wir immer noch
den riesigen Vorteil gegenüber diesen
Ländern, dass wir das Geld hätten, die Li-
zenzen zu bezahlen. Und wenn wir die
Gesamtmenge der Lizenzen für das Jahr
2012, dem Ende der Kyoto-Periode, et-
was großzügig bemessen, dann würden
die Lizenzen noch nicht einmal sehr teu-

er. Man muss nur dafür sorgen, dass die
Menge später abnimmt, selbst bei wach-
sender Weltbevölkerung.

Das System der gleichen Emissions-
rechte pro Kopf, auch als „Konvergenz-
Strategie“ bezeichnet, hätte einen gigan-
tischen Vorteil. Es würde schlagartig für
die Entwicklungsländer lukrativ, allen
voran China und Indien, die Lizenzen
nicht zu verschwenden, sondern zu ver-
kaufen. Vom Tag eins an würde dort das
Investieren in kohlesparende Technolo-
gien und Infrastrukturen fürstlich be-
lohnt. Wer heute noch an immer neuen
Kohlekraftwerken verdient, der würde
dann sein Geld eher mit Effizienztechno-
logien und erneuerbaren Energien ma-
chen. Und wir Deutschen und die Japa-
ner würden gutes Geld verdienen, um
den Chinesen und anderen unsere Effi-
zienztechnologien zu verkaufen. Auch

darauf hat Frau Merkel in Tokio hinge-
wiesen.

Gewiss müssten Nord und Süd eine an-
strengende Anpassungsphase durchlau-
fen. Der Abschied von der Verschwen-
dungswirtschaft ist technologisch und
psychologisch eine Herausforderung.
Aber wenn es nachgewiesenermaßen
möglich ist, die Energie- und Ressourcen-
effizienz wenigstens um den Faktor Vier
zu steigern, dann brauchen wir keinen
Wohlstandseinbruch zu befürchten. Ge-
nau das sagt ja Nicholas Stern. Die Wohl-
standseinbrüche durch wiederholte Dür-
re-, Wirbelsturm- und Flutkatastrophen
oder gar durch ein Auseinanderbrechen
des grönländischen Eises wären ungleich
größer.

Zurück zu Bali. Dort geht es um das
Mandat für das Klimaregime nach 2012.
Die deutsche Delegation, zusammen mit
der portugiesischen Präsidentschaft und
EU-Umweltkommissar Stavros Dimas,
sollte dafür sorgen, dass die Idee der glei-
chen Emissionsrechte pro Kopf dort in
das Mandat aufgenommen wird, gleich-
gewichtig mit dem derzeitigen Acht-
Punkte-Plan. Wenn die Entwicklungslän-
der diese beiden Pläne betrachten, wer-
den sie das Erstere sofort als lukrativ er-
kennen und geneigt sein, der amerikani-
schen Freiwilligkeitsstrategie zu entsa-
gen. Das wäre für uns Europäer der größ-
te diplomatische Erfolg. Und für unsere
Enkel die beste Nachricht!
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